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An die 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
landwirtschaftlichen Alterskassen 
 
 
Das BSG stellt in seinem Urteil vom 17.04.2012 (Az.: B 13 R 73/11 R) fest, dass ein 
vom Arbeitgeber zusätzlich nach § 3 Altersteilzeitgesetz (AltTZG) steuerfrei gezahlter 
Aufstockungsbetrag weder ein Arbeitsentgelt nach § 14 SGB IV noch ein diesem ver-
gleichbares Einkommen ist. Es beurteilt den steuerfrei gezahlten Aufstockungsbetrag 
aber als Einkommen anderer Art, das ein nach § 18a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB IV an-
zurechnendes Einkommen darstellt. 
 
Es begründet seine Auffassung insbesondere damit, dass Aufstockungsbeträge im 
Sinne von § 3 AltTZG explizit von der Einkommensteuer (§ 3 Nr. 28 EStG) ausge-
nommen sind und nach ausdrücklicher Bestimmung in der Arbeitsentgeltverordnung 
nicht als Arbeitsentgelt gelten (§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB IV i. V. m. § 1 ArEV). 
Aufgrund des generellen Übereinstimmungsgebots gelte diese Rechtsfolge für das 
Steuerrecht und Sozialversicherungsrecht gleichermaßen (§ 17 Abs. 1 Satz 2 
SGB IV).  
 
Ohne die Ausnahmebestimmung wären Aufstockungsbeträge grundsätzlich aber als 
steuerpflichtiges Arbeitsentgelt im Sinne von § 14 SGB IV. Weshalb im Umkehr-
schluss nach Ansicht des BSG die Aufstockungsbeträge auch nicht als vergleichba-
res Einkommen beurteilt werden dürfen. Denn dies unterliefe im Ergebnis die Aus-
nahmebestimmung in der Arbeitsentgeltverordnung.  
 
In der Neuregelung der Einkommensanrechnung zum 01.01.2002 sieht das BSG 
gegenüber dem bis dahin geltenden Recht ein neues Regelungskonzept, mit dem 
Aufstockungsbeträge erstmals als anzurechnendes Einkommen Berücksichtigung 
finden. Dies ergebe sich aus der Neufassung des § 18b Abs. 5 SGB IV. Dieser Re-
gelung, wie Aufstockungsbeträge anzurechnen sind, hätte es anderenfalls nicht be-
durft. 
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Die Anrechnung der Aufstockungsbeträge folgt nicht aus der Beurteilung als Arbeits-
entgelt oder vergleichbarem Einkommen, sondern originär aus § 18a Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 SGB IV. Nach dieser Regelung sind steuerfreie Einnahmen nach § 3 EStG 
grundsätzlich nicht als Einkommen im Sinne von § 18a Abs. 1 SGB IV  zu berück-
sichtigen, jedoch sind steuerfreie Aufstockungsbeträge von dieser Regelung explizit 
ausgenommen und deshalb nach Ansicht des BSG als Einkommen (anderer Art) im 
Sinne von § 18a Abs.1 SGB IV anzurechnen.  
 
Im Ergebnis folgt der erkennende 13. Senat damit der Entscheidung des 5. BSG-
Senats vom 17.04.2007 (B 5 RJ 33/05 R) in gleicher Sache. DRV und Spitzenver-
band waren damals dieser Entscheidung über den Einzelfall hinaus nicht gefolgt. 
Unter dem Eindruck der neuerlichen Entscheidung des BSG wird die bislang vertre-
tene Rechtsauffassung zur Anrechnung des Aufstockungsbetrags nun aufgegeben 
und der BSG-Rechtsprechung gefolgt. Dies bedeutet im Einzelnen: 
 
Anrechnung des steuerfreien Aufstockungsbetrags auf Hinterbliebenenrenten 
nach § 28 ALG i. V. m. § 18a Abs.1 SGB IV 
 
Steuerfreie Aufstockungsbeträge sind weiterhin auf Hinterbliebenenrenten, die nach 
dem ab 01.01.2002 geltenden Recht zu beurteilen sind, als Einkommen nach § 18a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB IV anzurechnen. Damit verbleibt es für die „Neurechtsfälle“ 
bei der bisherigen Verwaltungspraxis (vgl. Verfahrensgrundsätze zur Einkommens-
anrechnung) 
 
Keine Anrechnung des steuerfreien Aufstockungsbetrags auf Hinterbliebenen-
renten nach § 114 Abs. 1 SGB IV 
 
Steuerfreie Aufstockungsbeträge sind entgegen der bisherigen Rechtsauffassung 
künftig nicht mehr auf Hinterbliebenenrenten, die noch nach den vor 01.01.2002 gel-
tenden Regelungen gem. § 114 SGB IV zu beurteilen sind, anzurechnen. Die An-
rechnung für „Altrechtsfälle“ entfällt künftig. 
 
Keine Berücksichtigung des steuerfreien Aufstockungsbetrags als Hinzuver-
dienst nach § 27a ALG  
 
Steuerfreie Aufstockungsbeträge sind entgegen der bisherigen Rechtsauffassung 
nicht mehr als Hinzuverdienst bei Erwerbsminderungsrenten nach § 27a ALG i. V. m. 
§ 96a SGB VI anzurechnen. Die Verwaltungspraxis ist künftig der neuen Rechtsauf-
fassung anzupassen. 
 
Wir werden die geänderte Rechtsauffassung in die Verfahrensgrundsätze zur Ein-
kommensanrechnung einarbeiten. 
 
Um Kenntnisnahme und Beachtung wird gebeten.  
 
Im Auftrag 
 
gez. 
Zindel 
 
Anlage 
Urteil des BSG vom 17.04.2012 - B 13 R 73/11 R (Az.: w. o.)   
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